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Das Vergabebeschleunigungsgesetz und das 
HVTG 2026“



Inhaltsverzeichnis

2

 Aktuelle Schwellenwerte 

 Vergabebeschleunigungsgesetz
 Einführung
Wesentliche Änderungen

 Hessisches Tarif- und Treuegesetz (HVTG) 2026
 Einführung
Wesentliche Änderungen



Aktuelle Schwellenwerte

 Bauaufträge: 5.404.000 € (bisher 5.538.000 €)

 Liefer- und Dienstleistungsaufträge:
Oberer und Oberster Bundesbehörden: 140.000 € (bisher 143.000 €)
 Sonstiger öffentlicher Auftraggeber: 216.000 € (bisher 221.000 €)
 Sektorenauftraggeber: 432.000 € (bisher 443.000 €)

 Konzessionsvergaben: 5.404.000 € (bisher 5.538.000 €)



Öffentliche Aufträge & Zuwendungen

Vergabebeschleunigungsgesetz



Einführung: Ziel des Gesetzes
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 Beschleunigung der Vergabe
 Entlastung der Verwaltung
 Vorantreiben der Digitalisierung
 Stärkung der mittelständischen Unternehmen



Direktaufträge: Erhöhung der Freigrenze

Ausgangslage: 
 Direktaufträge für Liefer- und Dienstleistungen § 14 UVgO: 1.000 €
 Direktaufträge für Bauleistungen § 3 VOB/A: 3.000 €

Neu:
 § 55 Abs. 2 BHO: 50.000 €
 Beabsichtigte Wertgrenzenerhöhung durch Verwaltungsvorschriften nach 

der Gesetzesbegründung (BT-Drs. 21/1934): 100.000 € für Start-ups mit 
innovativen Leistungen in den ersten vier Jahren nach ihrer Gründung



§ 97a GWB – Losvergabe

Ausgangslage:
 Regelung der losweisen Vergabe in § 97 Abs. 4 GWB a.F.: 

 Satz 2 Grundsatz: Aufteilung in Teil- und/oder Fachlose
 Satz 3 Ausnahme: Gesamtvergabe aus wirtschaftlichen oder technischen 

Gründen



§ 97a GWB – Losvergabe

Neu: 
 Regelung der losweisen Vergabe in § 97a GWB
 Absatz 3 Ausnahme: Gesamtvergabe aus zeitlichen Gründen bei 

Durchführung von Infrastrukturvorhaben
 zeitliche Dringlichkeit darf nicht vom Auftraggeber verschuldet sein

 Absatz 4: Abschließende Regelung von Verkehrsinfrastrukturvorhaben
 Absatz 5: Stärkung von KMU bei Unteraufträgen im Falle der 

Gesamtvergabe
 Absatz 6: Evaluierung der Erweiterungsmöglichkeiten vom Grundsatz der 

losweisen Vergabe bis zum 30.09.2027 



§ 103 GWB – Öffentliche Aufträge

Ausgangslage:
 Absatz 3 a.F.: „Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder die 

gleichzeitige Planung und Ausführung“

Neu:
 Absatz 3: „Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder sowohl die 

Planung als auch die Ausführung“
 Absatz 1: Erweiterung Legaldefinition zum öffentlichen Auftrag zur 

Abgrenzung des Anwendungsbereichs



§ 108 GWB – Anwendbarkeit bei öffentlich-öffentlicher 
Zusammenarbeit

Ausgangslage:
 Unklarheiten bzgl. der Anwendungspraxis des § 108 GWB a.F.

Neu:
 Änderung der Überschrift von „Ausnahmen“ in „Anwendbarkeit“
 Absatz 4: Klarstellung der nicht Anwendbarkeit des Vergaberechts, wenn 

mehrere öffentliche Auftraggeber eine juristische Person gemeinsam 
kontrollieren

 Absatz 6: keine Besserstellung von Privaten
 Absatz 7: Klarstellung der Betrauung in § 108 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2 

GWB



§ 121 GWB – Leistungsbeschreibung

Ausgangslage:
 Absatz 1 Satz 1 a.F.: „so erschöpfend und eindeutig wie möglich zu 

beschreiben“

Neu:
 Absatz 1 Satz 1: „so eindeutig wie möglich“ 



§ 122 GWB – Eignungsprüfung
Ausgangslage:
 Absatz 3 a.F.: Eignungsprüfung anhand geeigneter Nachweise

Neu:
 Absatz 3: Eignungsnachweise sollen durch Eigenerklärungen erbracht 

werden. Über Eigenerklärung hinausgehende Nachweise sollen nur von 
aussichtsreichen Bewerbern oder Bietern auf Verlangen des Auftraggebers 
vorgelegt werden.

 Absatz 4: Eignungskriterien und Eignungsnachweise müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung und angemessenen Verhältnis stehen. 
In der Bekanntmachung kann auf die elektronische Adresse der 
Vergabeunterlagen verwiesen werden, soweit erkennbar ist, an welcher 
Stelle die Eignungskriterien ausgeführt sind



§ 134 GWB – Informations- und Wartepflicht

Ausgangslage: 
 Absatz 3 a.F.: entfällt nur, bei Verhandlungsverfahren ohne 

Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit

Neu: 
 Absatz 3 Nr. 2: entfällt auch, bei der Nutzung einer Rahmenvereinbarung 

oder eines dynamischen Beschaffungsvorgangs



§ 135 GWB – Unwirksamkeit

Ausgangslage: 
 Absatz 1: ein erfolgreicher Nachprüfungsantrag führt zur Feststellung der 

Unwirksamkeit des Vertrags
 Absatz 3 Ausnahme: Auftraggeber ist der Ansicht, dass Vergabe ohne 

vorherige Veröffentlichung zulässig, Kundgabe der Absicht zum 
Vertragsabschluss und Abwarten der 10-tägigen Frist

Neu:
 Absatz 4 weitere Ausnahme: zwingende Gründe des Allgemeininteresses



Weitere Änderungen – Rechtsschutz

Ausgangslage:
 § 173 Abs. 1 GWB a.F.: die sofortige Beschwerde hat aufschiebende 

Wirkung

Neu: 
 § 173 Abs. 1 GWB: die sofortige Beschwerde hat keine aufschiebende 

Wirkung
 § 169 Abs. 1 Satz 2 GWB: Im Falle des Obsiegens des Auftraggebers vor 

der Vergabekammer endet das Zuschlagsverbot bereits mit der 
Bekanntgabe der Entscheidung der Vergabekammer über den Antrag auf 
Nachprüfung. 

 Folge bei Zuschlagserteilung: nur noch sekundärer Rechtsschutz



Weitere Änderungen – Digitalisierung

 § 107 GWB n.F.: Sicherheitsinteressen auch Cybersicherheit und digitale 
Souveränität

 § 128 GWB n.F.: besondere Ausführungsbedingungen Belange der 
Versorgungssicherheit und digitale Souveränität

 § 58 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 VgV n.F.: Digitale Souveränität als 
Zuschlagskriterium

 Digitalisierung des Verfahrens vor den Vergabekammern: 
Antragseinreichung, Akteneinsicht und Führung des Verfahrens 
elektronisch möglich (§§ 161 Abs. 1 Satz 1, 158 Abs. 3, 167 Abs. 1, 165 Abs. 1 
Satz 2 GWB n.F.) 

 Möglichkeit der Videoverhandlung (§§ 166 Abs. 3, 175 Abs. 2 GWB n.F.) 



Weitere Änderungen – Klimaschutz und Umwelt

 § 113 Absatz 1 Nr. 9 GWB n.F.: verpflichtende Anforderungen an die 
Klimafreundlichkeit bei der Beschaffung von Leistungen, insbesondere 
hinsichtlich der Verwendung von emissionsarmen Grundstoffen wie Stahl 
und Zement. 

 § 28 Abs. 1 VgV n.F.: Markterkundung kann auch soziale und 
umweltbezogene Aspekte umfassen



Weitere Änderungen

 § 97 Abs. 2 GWB n.F.: Ungleichbehandlung ist gerechtfertigt wenn 
unionsrechtlich oder aufgrund eines Bundesgesetzes geboten oder 
gestattet

 Start-up Förderung: 
 § 17 Abs. 5 VgV n.F.: Besondere Berücksichtigung im Verhandlungsverfahren 

ohne Teilnahmewettbewerb
 § 42 Abs. 2 VgV n.F.: Berücksichtigung der besonderen Umstände bei Auswhal

der Eignungskriterien und –nachweise
 § 45 Abs. 5 VgV n.F.: vereinfachte Nachweisführung der wirtschaftlichen und 

finanziellen Leistungsfähigkeit



Weitere Änderungen – § 35 VgV Nebenangebote

Ausgangslage:
 Absatz 1 a.F.: Angabe ausreichend, ob Nebenangebote zugelassen sind

Neu:
 Absatz 1: Angabe, ob Nebenangebote zugelassen, vorgeschrieben oder 

ausgeschlossen (ohne Begründung)



Weitere Änderungen – § 60 VgV Unterangebote

Ausgangslage:
 Absatz 3 Satz 1 a.F.: „kann“

Neu:
 Absatz 3 Satz 1: „soll“



Öffentliche Aufträge & Zuwendungen

Hessisches Vergabe- und 
Tariftreuegesetz (HVTG) 2026



Einführung: Ziel des Gesetzes

 Erleichterung des öffentlichen Auftragswesens für Auftraggeber und 
Auftragnehmer

 Förderung fairer Löhne und guter Arbeitsbedingungen
 Entbürokratisierung



§ 1 HVTG – Anwendungsbereich

Ausgangslage:
 Absatz 1 a.F.: 

 Bis 10.000 € Direktauftrag, Geltung des Vergabeerlasses
 Anwendung HVTG bei Überschreitung der 10.000 €

Neu:
 Absatz 1:

 Liefer- und Dienstleistungen, freiberufliche Leistungen: bis 100.000 € 
Direktauftrag; Anwendung HVTG bei Überschreitung 

 Bauleistungen: bis 750.000 € Direktauftrag; Anwendung HVTG bei 
Überschreitung 



§ 1 HVTG – Anwendungsbereich

Neu: 
 Absatz 2 HVTG: 

 Satz 1: Ab Auftragswert von 20.000 €: Anwendung der Tariftreueregelungen 
und Mindestlohnverpflichtungen der §§ 4, 5 und 10 HVTG sowie die Kontrollen 
und Sanktionsmöglichkeiten der §§ 18 und 20 HVTG

 Satz 2: Erweiterung des Anwendungsbereichs auf juristische Personen des 
Privatrechts nach § 99 Nr. 2 GWB



§ 4 HVTG – Tariftreue, Mindestlohnpflicht

Ausgangslage: 
 Absatz 1 und 2 a.F.: Anknüpfung unter bestimmten Voraussetzungen an 

Mindestentgelte; Beschränkung auf allgemeinverbindliche Tarifverträge 
und Mindestlohngesetz

Neu:
 Absatz 1: Verpflichtung zur Entgeltzahlung nach verbindlicher Vorgabe der 

branchenspezifischen Rechtsverordnung des Landes
 Absatz 2: Tariftreue auch für Nach- und Verleihunternehmen
 Absatz 3: Land hat Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen für 

Mindestentgelte, gebunden an bestehende Branchentarifverträge



§ 4 HVTG – Tariftreue, Mindestlohnpflicht

Neu:
 Absatz 4: Regelt Auswahlkriterien bei Überschneidung mehrerer 

Branchentarifverträge
 Absatz 5: Übergangsvorschrift; Bindung an Rechtsverordnung erst ab 

Erlass, bis dahin Regelungen des § 4 Abs. 1 HVTG a.F.



§ 5 HVTG – Nachunternehmer, Verleihunternehmer, 
Nachunternehmerkette

Ausgangslage:
 Keine Beschränkung des Einsatzes von Nach- und Verleihunternehmen
 Lediglich Tariftreueregelungen

Neu:
 Absatz 1 Satz 1: Begrenzung der Nachunternehmerkette auf drei Glieder 

(Auftragnehmer  Nachunternehmer 1  Nachunternehmer 2)
 Absatz 1 Satz 2: Plicht zur Weitergabe der Tariftreue
 Absatz 2: Präqualifikation Tarif bzw. Verpflichtungserklärung für 

Nachunternehmen
 Absatz 3: Zustimmungserfordernis des Auftraggebers



§ 10 HVTG – Präqualifikation 

Ausgangslage: 
 § 5 Absatz 1 HVTG: Eigenerklärung in Textform zur Bestätigung der 

Tariftreue

Neu:
 Absatz 1 Nr. 1: Präqualifikationsverfahren „Tarif“ für Bauleistungen

§ 22 Abs. 2 HVTG: Übergangszeit 6 Monate; Nachweis wahlweise 
durch Eigenerklärung oder Präqualifizierung

 Absatz 1 Nr. 2: Verpflichtungserklärung für Liefer- und Dienstleistungen
 Absatz 2: Privilegierung sozialer Einrichtungen



§ 11 HVTG – Nachweis der Eignung, Präqualifikation

Ausgangslage:
 § 15 HVTG a.F.: Eigenerklärungen grundsätzlich ausreichend; Anerkennung 

von Präqualifikationsregistern, Präqualifikation 1 Jahr

Neu:
 Absatz 1: Eigenerklärungen ausreichend; Beschränkung von 

weitergehenden Nachweisen auf begründete Einzelfälle
 Absatz 2: Geltungsdauer der Präqualifikation auf 3 Jahre verlängert



§ 12 HVTG – Vergabeverfahren
Ausgangslage:
 Absatz 1 Grundsatz: Vergabe von öffentlichen Aufträgen in Öffentlicher 

oder Beschränkter Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb
 Absätze 2 und 3 a.F.: Staffelung der Verfahrensarten nach Auftragswerten

Neu:
 Absatz 1 Grundsatz: bleibt
 Absatz 2 und 3: Entfall der Staffelung; keine Bindung einzelner 

Verfahrensarten an unterschiedliche Auftragswerte; flexiblere 
Verfahrensauswahl

 Absatz 6: Sektorenauftraggeber bleiben von den Verfahrensvorgaben 
befreit



§ 16 HVTG – Bestbieterprinzip
Neu:
 Absatz 1 Satz 1 Bestbieterprinzip: Verpflichtende Erklärungen und 

Nachweise müssen nur noch vom Bestbieter vorgelegt werden
 Absatz 1 Satz 2: Frist von max. 7 Kalendertage zur Vorlage der Nachweise
 Absatz 1 Satz 3: Ausschluss bei Nichtvorlage
 Absatz 1 Satz 4: Zuschlagserteilung des Nächstplatzierten steht im 

Ermessen des öffentlichen Auftraggebers
 Absatz 2 Ausnahme: Nachweis Präqualifikation „Tarif“ und 

Verpflichtungserklärung für Liefer- und Dienstleistungen
 Absatz 3: Bereits im Rahmen der Präqualifikation erbrachte Nachweise 

dürfen nicht erneut gefordert werden
 Absatz 4 Transparenzpflicht: Angabe in Bekanntmachungen oder 

Vergabeunterlagen, welche Nachweise dem Bestbieterprinzip unterfallen



§ 18 HVTG – Kontrollen durch den öffentlichen 
Auftraggber, vertragliche Verpflichtungen

Ausgangslage:
 § 7 HVTG a.F.: Regelung zu Nachweis und Kontrollen

Neu:
 Absatz 1: Nachweis- und Auskunftspflicht für beauftragte Unternehmen, 

Nachunternehmen und Verleihunternehmen
 Absatz 2: Vertragliche Aufnahme von Kontrollpflichten und Erstreckung auf 

Nachunternehmen



§ 18 HVTG – Kontrollen durch den öffentlichen 
Auftraggber, vertragliche Verpflichtungen

Neu: 
 Absatz 4: Ab Beginn der Leistungsausführung Berechtigung des 

Auftraggebers angekündigte oder unangekündigte Kontrollen 
durchzuführen zur Einsicht in Entgeltabrechnungen und sonstige 
Geschäftsunterlagen, Orte der Leistungserbringung sowie hierfür genutzte 
Einrichtungen und Beförderungsmittel betreten und Beschäftigte befragen 
sowie die Vorlage von Identitätsnachweisen verlangen.

 Absatz 5: Zulässigkeit Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen 
der Kontrolle; Aufbewahrungsfristen richten sich nach den jeweils 
geltenden Vorschriften

 Absatz 7: Meldepflicht bei Verstößen gegen Tariftreuepflichten bei 
Präqualifikation „Tarif“ zuständige Stelle



§ 19 HVTG – Kontrollgruppe

Neu:
 Absatz 1: Einrichtung einer Kontrollgruppe bei zuständigem Ministerium, 

zur Unterstützung des Auftraggebers bei Kontrollen nach § 18 Abs. 4 
HVTG
 Kontrollgruppe verfügt über keine weitergehenden Befugnisse

 Absatz 2: Rechtsverordnung bestimmt Organisation, Aufgaben und 
operatives Kontrollverfahren



§ 20 HVTG – Sanktionen 

Neu:
 Absatz 1 Nr. 1: Vertragsstrafe bis zu 5 % der Abrechnungssumme (netto) je 

schuldhaftem Verstoß; bei mehreren Verstößen max. 10 % 
 Absatz 1 Nr. 2: Fristlose Kündigung bei Dauerschuldverhältnissen
 Absatz 2: Vergabeausschluss für drei Jahre bei dem jeweiligen 

Auftraggeber



§ 21 HVTG – Vergabekompetenzstellen

Neu:
 Absatz 1 Satz 3: Örtliche Zuständigkeit richtet sich bei Auseinanderfallen 

von Sitz des Auftraggebers und Ort der Leistungserbringung nach 
Zuständigkeit der Regierungspräsidien an dem Ort der 
Leistungserbringung

 Absatz 2: Anpassung der Beanstandungsschwelle an neue Wertgrenzen 
(zuvor Bauleistungen 250.000 €, Dienst- und Lieferleistungen 50.000 €)



Weitere Änderungen 

 § 3 HVTG n.F.: Streichung „wie etwa der Klimaschutz“
 § 7 HVTG n.F.: Bei Vergaben von Bestellern nach § 1 Abs. 6 finden die 

verschärften Tariftreueregelungen der §§ 4 und 10 keine Anwendung; es 
gelten weiterhin die bisherigen Regelungen zur Tariftreuepflicht

 § 8 HVTG n.F.: Besteller sollen den künftigen Betreiber im ÖPNV nunmehr 
im Regelfall verpflichten, die bisherigen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu den bestehenden Arbeitsbedingungen zu übernehmen 
(„kann“ zu „soll“)

 § 17 HVTG n.F.: Textform bei Zuschlagserteilung
 § 22 HVTG n.F.: Übergangsbestimmungen 

 Absatz 1: Bestandsschutz bereits laufender Verfahren
 Absatz 2: Übergangszeitraum für Präqualifikation „Tarif“



Öffentliche Aufträge & Zuwendungen

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Unser nächster Vortrag am Donnerstag, den 24.09.2026

VOB/B: Stolpersteine und Lösungen für öffentliche 
Auftraggeber

Referent: 
Rechtsanwalt Felix Schillings 


